
 
 

 

Entschließung 

der 76. Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 

am 6. und 7. November 2008 in Bonn 

 

 

Datenschutzgerechter Zugang zu Geoinformationen 

 

 

Die Einführung einer einheitlichen Geodateninfrastruktur und die Veröffentlichung der 

staatlichen Daten eröffnen ein großes Potential an volkswirtschaftlichem Nutzen und 

ist geeignet, vielen E-Government- und E-Commerce-Anwendungen die erforderliche 

Infrastruktur zur Verfügung zu stellen. Als einen ersten Schritt regelt das europäische 

Recht mit der so genannten INSPIRE-Richtlinie, die bis Mai 2009 in nationales Recht 

umgesetzt werden muss, die Bereitstellung von amtlichen Geodaten nach einheitli-

chen Standards für europaweite behördliche, kommerzielle und private Nutzungen. 

 

Durch diese neue Infrastruktur werden georeferenzierbare Angaben auf Grund der 

Erschließungsmöglichkeit über Wohnanschriften oder Eigentümer- bzw. Standortda-

ten als personenbezogene Daten zur Verfügung gestellt. Diesem Umstand müssen 

die gesetzlichen Regelungen gerecht werden und  angemessene Datenschutzrege-

lungen enthalten. 

 

Bei der  Bereitstellung amtlicher Geodaten ist sowohl nach der europäischen Richtli-

nie als auch nach deutschem Verfassungsrecht der Schutz personenbezogener Da-

ten angemessen zu gewährleisten. Der Entwurf der Bundesregierung zur Umsetzung 

dieser Richtlinie in einem Geodatenzugangsgesetz (BT-Drs. 16/10530) sieht eine 

entsprechende Anwendung der Schutzvorschriften des Umweltinformationsgesetzes 

vor. Im Gegensatz zum einzelfallbezogenen Zugang  nach den Umweltinformations-

gesetzen birgt der im Entwurf eines Geodatenzugangsgesetzes vorgesehene mas-

senhafte Abruf solcher Daten aber ein höheres datenschutzrechtliches Gefähr-

dungspotenzial. Der Verweis auf das Umweltinformationsgesetz ist nach Ansicht der 

Konferenzen der Datenschutz- und der Informationsfreiheitsbeauftragten des Bundes 

und der Länder deshalb nicht interessengerecht. Ein Geodatenzugangsgesetz muss  

einen differenzierenden Ausgleich zwischen Informations- und Schutzinteressen für 

die spezielle Problematik der Geobasis- und der Geofachdaten vornehmen.  Es ist 

insbesondere zu berücksichtigen, dass nach der INSPIRE-Richtlinie die Zugangs-

möglichkeit eingeschränkt werden soll, wenn der Zugang nachteilige Auswirkungen 

auf die Vertraulichkeit personenbezogener Daten haben kann. 


